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Geſetz⸗ Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


EN Ne. 1 6. u 


(No. 2019.) Statut der Berlin⸗Sächſiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, mit der Allerhöchften Be⸗ 
ſtätigungs-Urkunde vom 15. Mai 1839. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
| Preußen ꝛc. ꝛc. i 
ertheilen dem anliegenden, in der General⸗Verſammlung vom 3. April d. J 


vereinbarten Statute der Geſellſchaft, welche zum Zwecke der Erbauung und Be⸗ 


nutzung einer Eiſenbahn von Berlin nach Toͤthen unter der Benennung: 
Berlin⸗Saͤchſiſche Eiſenbahn-Geſellſchaft 

zuſammengetreten iſt, hierdurch mit der Maßgabe Unſere landesherrliche Beſtaͤti⸗ 
gung, daß es bei der in der vorerwaͤhnten General⸗Verſammlung bereits erfolg⸗ 
ten Wahl des Verwaltungsraths ſein Bewenden behalten foll. 

Zugleich genehmigen wir hiermit die Ausfuͤhrung jener Eiſenbahn in der 
im F. 2. des Statutes angegebenen Richtung von Berlin über Trebbin, Lucken⸗ 
walde, Zahna, Wittenberg, Deſſau nach Coͤthen, indem Wir ferner beſtimmen, 
daß die in dem Geſetze über die Eiſenbahn⸗ Unternehmungen vom 3. November 
1838. ergangenen allgemeinen Vorſchriften, insbeſondere diejenigen über die Ex⸗ 
proprigtion, auf das oben gedachte Unternehmen Anwendung finden ſollen. 

Die gegenwärtige Beſtaͤtigung und Genehmigung fol nebſt dem Statute 
durch die Geſetzſammlung bekannt gemacht werden. 

Gegeben Berlin, den 15. Mai 1839. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Alvensleben. | 


(Fo. 2019.) Jahrgang 1839. Dd Statut 
(Ausgegeben zu Berlin den 15. Juni 1839.) 


— 178 — 


Sean e 
der Berlin-Saͤchſiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft. 


Mi Allerhoͤchſter Genehmigung iſt eine Aktiengeſellſchaft zu dem Zwecke zus 

ſammengetreten: ö 
fuͤr gemeinſchaftliche n der Aktionaͤrs eine Eiſenbahn zur Ver⸗ 
bindung Berlins mit der Magdeburg⸗Koͤthen⸗Halle⸗Leipziger Eiſenbahn 
zu erbauen, zu unterhalten und zum Transporte von Perſonen, Waa⸗ 
ren und andern Gegenſtaͤnden zu benutzen. 

Die Beſtimmungen uͤber die Verfaſſung der Geſellſchaft und die Art 
der Ausfuͤhrung des von ihr beabſichtigten Unternehmens werden durch das 
nachſtehende 

Statut 
vertragsmaͤßig feſtgeſetzt. 
I. 


Bildung, Geſchaͤftsumfang und Fonds der Geſellſchaft. 


ae 1. Die Geſellſchaft wird unter der Benennung: 
Gefellſchaft. „Berlin⸗Saͤchſiſche Eiſenbahngeſellſchaft“ 
von Aktionaͤrs gebildet. 
Sie wird mit Korporations rechten, nach Maßgabe dieſes Statuts, durch 
eine Direktion repraͤſentirt. 
Berlin iſt ihr Domizil und der Sitz ihrer Verwaltung und das Koͤnig⸗ 
liche Stadtgericht zu Berlin ihr Gerichtsſtand. 


n 2.̃. Der eben ausgeſprochene Zweck beſtimmt im Allgemeinen den Ge⸗ 
5 ſchaͤfts⸗ Umfang der Geſellſchaft. 
e Die Bahn ſoll direkt von Berlin über (Trebbin, Luckenwalde, Zahna, 


E Deſſau und Köthen, im Anſchluß an die Magdeburg⸗Koͤthen⸗ 
Halle⸗ Leipziger Eiſenbahn, erbaut werden und im Weſentlichen die Richtung 
inne halten, welche von dem zur Errichtung der Geſellſchaft ſich gebildeten Ko⸗ 
mite vorgeſchlagen und vom Staate genehmigt iſt. Sie ſoll zur Benutzung 
von Transporten mit eiſernen Schienen belegt und in der vom Komits vorge⸗ 
ſchlagenen Art konſtruirt werden. Weſentliche Abaͤnderungen der Richtungslinie 
und der Konſtruktion der Bahn, ſo wie die Errichtung von Zweigbahnen oder 

ſonſtigen Kommunikationswegen, bleiben ſpaͤteren Beſchluͤſſen, unter Genehmi⸗ 
gung des Staats, vorbehalten. 
Zum 


— 


Zum Bau der Bahn gehoͤrt die Errichtung der zu ihrer kuͤnſtigen Be⸗ 
nutzung erforderlichen Gebaͤude und Anlagen. 


3. Die Geſellſchaft wird die Transporte auf der Bahn durch Dampfwagen v. Arkthrere⸗ 
oder andere Befoͤrderungsmittel für eigene Rechnung übernehmen, auch, wenn 
ſie es ihrem Intereſſe gemaͤß findet oder durch hoͤhere Beſtimmung dazu ver⸗ 
anlaßt werden ſollte, Anderen die Mitbenutzung der Bahn zu Perſonen⸗ und 
Waarentransporten, gegen Entrichtung eines beſtimmten Bahngeldes, geſtatten. 
Sie behaͤlt ſich vor, mit den Unternehmern anderer, mit ihrer eigenen Bahn in 
direkte Verbindung zu ſetzenden Eiſenbahnen uͤber die gemeinſchaftliche Benutzung 
der beiderſeitigen Bahnen, oder einer derſelben, oder uͤber ihre anderweitige Be⸗ 
theiligung bei ſolchen ee unter Genehmigung des Staats, Ver⸗ 
traͤge zu ſchließen. 


4. Zur Ausführung des im §. 2. beſchriebenen Baues und zur Anſchaf⸗ Fonds. 

fung der erſten Transportmittel wird ein Kapital von 
Drei Millionen Thalern Preußiſch Kourant 
fuͤr erforderlich und ausreichend erachtet. 

Davon werden 2,600,000 Thaler durch ſucceſſive Einzahlung des No⸗ 
minalbetrages von 13,000 Stuͤck Aktien à 200 Thaler zuſammengebracht, zu 
denen die Mitglieder der Geſellſchaft nach den unten folgenden Beſtimmungen 
verpflichtet find; und 400,000 Thaler wird das Koͤnigliche Seehandlungs⸗Inſti⸗ 
tut unter nachſtehenden Modalitaͤten hergeben. 

Dieſe drei Millionen bilden den Fonds der Geſellſchaft, welcher jedoch 
vorbehalten bleibt, wenn das Beduͤrfniß oder der Vortheil des Unternehmens 
es erheiſchen follte, dieſen Fonds bis zum Betrage von 31 Millionen zu erhoͤ⸗ 
hen und für den Mehrbetrag ſpaͤter noch eine entſprechende Anzahl Aktien, hoͤch⸗ 
ſtens alſo von 2500 Stück, gleichfalls a 200 Thaler, auszugeben oder dieſen 
Mehrbetrag durch ein, mit Genehmigung des Staats, aufzunehmendes Darlehn 
herbeizuſchaffen Cefr. $$. 22. und 38. litt. b.). Im erſten Falle ſollen zur Er⸗ 
werbung der nachtraͤglich auszufertigenden 2500 Stuͤck Aktien die Inhaber der 
bis dahin ausgegebenen Quittungsbogen (oder der dafuͤr ausgefertigten Aktien) 
zur Zeit der Ausſchreibung dieſer Kapitalserhoͤhung vorzugsweiſe berechtigt ſeyn, 
jedoch — da keine andere neue Quittungsbogen oder Aktien, als uͤber volle 
200 Thaler ausgefertigt werden koͤnnen — nur in ſo weit, als ſie ſich im Beſitze 
fo vieler alten Aktien befinden, daß auf deren Betrag im Verhaͤltniſſe des ge⸗ 
ſammten alten Aktienkapitals von drei Millionen Thalern zu dem jedesmaligen 
neuen Aktienkapitale, mindeſtens eine volle neue Aktie von 200 Thaler fallen 
wuͤrde, dergeſtalt alſo, daß z. B. 

(No. 2019.) Dd 2 bei 
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bei einer Vergroͤßerung des alten Aktienkapitals um 250,000 Thaler der 

Beſitzer von weniger als 12 alten Aktien auf keine neue, der Beſitzer 

von 12 bis 23 alten auf eine neue, von 24 bis 35 alten auf zwei neue u. ſ. w. 

Anſpruch machen kann, folglich jede nicht durch 12 theilbare Zahl von 

alten Aktien unberuͤckſichtigt bleibt. 

Der Verwaltungsrath hat zu beſchließen, wie in Abſicht auf die Un⸗ 
terbringung der bei Anwendung obigen Grundſatzes in Ruͤckſtand verbleibenden, 
ſo wie der von den Berechtigten nach einer geſetzten Friſt nicht in Anſpruch 
genommenen neuen Aktien, zum Beſten der Geſellſchaft zu verfahren ſey. 

Der Koͤniglichen Seehandlung bleibt das Recht vorbehalten, bis zum 

erſten Juli 1840. zu erklaͤren, ob ſie die oben gedachten 400,000 Thaler (außer 
den von ihr bereits gezeichneten 5000 Stuͤck Aktien) als Darlehn hergeben oder 
fi) dafür noch 2000 Stuͤck Aktien à 200 Thaler ausfertigen laſſen will. 
i In beiden Faͤllen ſoll die Einzahlung dieſer 400,000 Thaler ſucceſſive 
in denſelben Raten und Terminen erfolgen, als Einſchuͤſſe auf die Aktien aus⸗ 
geſchrieben werden, und da auf letztere bereits 15 Prozent des Nominalbetrages 
eingezahlt ſind, ſo ſoll dieſer Betrag auch von den 400,000 Thalern ſogleich 
nach Vollziehung der Statuten mit 60,000 Thalern eingezahlt werden. 

Erfolgt die Erklärung des Koͤniglichen Seehandlungs⸗Inſtituts dahin, 
daß die 400,000 Thaler als Darlehn gegeben werden, fo iſt die Geſellſchaft 
verpflichtet, daſſelbe von den Tagen der reſp. Einzahlungen an mit vier Prozent 
jaͤhrlich in halbjaͤhrigen Raten zu verzinſen. 

Bei prompter Zinſenzahlung fol das Kapital vor dem erſten Juli 1850 
von dem darleihenden Inſtitute nicht gekündigt werden, dann aber für daſſelbe 
eine Kuͤndigungs⸗Befugniß in der Art eintreten, daß am erſten Juli 1850, und 
ferner alle halbe Jahre, jedesmal 50,000 Thaler zur Zahlung nach Verlauf 
eines Jahres gekuͤndigt werden koͤnnen. Der Aktien⸗Geſellſchaft hingegen iſt 
es zu jeder Zeit geſtattet, dieſes Darlehn ganz oder theilweiſe, jedoch in runden 
Summen nicht unter 50,000 Thalern, nach jedesmal vorangegangener dreimonat⸗ 
licher Aufkuͤndigung zuruͤckzuzahlen. Bei ausbleibender Zinſenzahlung iſt das 
Koͤnigliche Seehandlungs⸗Inſtitut berechtigt, ohne Kuͤndigung die ſofortige 
Ruͤckzahlung des Darlehns zu fordern, fuͤr deſſen Sicherheit nebſt Zinſen und 
Koſten das ganze unbewegliche und bewegliche Vermoͤgen der Aktien⸗Geſellſchaft 
verpfaͤndet werden wird. 

Sollte es das Beduͤrfniß des Unternehmens erfordern, die vorbehaltene 
Erhoͤhung des Fonds der Geſellſchaft uͤber die urſpruͤnglich beſtimmte Summe 
von drei Millionen Thalern hinaus, bis 32 Millionen Thalern in Ausfuͤhrung zu 
bringen, und ſollte in dieſem Falle die Aufbringung des erforderlichen Betrages 
nicht durch Ausfertigung und Unterbringung von neuen Aktien, ſondern durch 

Auf⸗ 
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Aufnahme eines neuen Darlehns beſchloſſen werden (J. 38. litt. b.), ſo wird das 
Koͤnigliche Seehandlungs⸗Inſtitut den fehlenden Betrag bis zum Maximum von 
500,000 Thalern entweder ſelbſt als Darlehn, unter gleichen Bedingungen, wie 
die bereits zugeſicherten 400,000 Thaler hergeben, oder ſich gefallen laſſen, daß 
dieſes Darlehn von hoͤchſtens 500,000 Thalern zu gleichen Rechten mit den 
von ihm dargeliehenen 400,000 Thalern durch die Geſellſchaft anderwaͤrts auf⸗ 
genommen wird. N 


II. 
Rechte und Pflichten der Aktionaͤrs. 


5. Die Aktien werden auf jeden Inhaber lautend ſtempelſrei ausgefertigt. Allien. 
Eine Aktie darf nicht eher ausgeben werden, als bis der volle Betrag fuͤr die⸗ 
ſelbe zur Geſellſchafts⸗Kaſſe berichtigt iſt. 


6. Das Komite zur Bildung der Geſellſchaft hat vorläufig ſtatt der Aktien Quittungsbo⸗ 
beſondere, mit der kuͤnftigen Nummer derſelben verſehene Quittungsbogen aus, FEN se eit 
gefertigt, auf welche die fucceffive zu leiſtenden Einſchuͤſſe quittirt werden. Je⸗ Sitten. 
dem Aktien » Zeichner iſt eine der Zahl der von ihm gezeichneten Aktien entſpre⸗ 
chende Anzahl ſolcher Quittungsbogen, welche auf ſeinen Namen ausgeſtellt und 
auf welchen die erſten, auf jede Aktie von ihm eingezahlten 15 Prozent ihres 
Betrages von einem Komité-Mitgliede und dem zeitherigen Kaſſenfuͤhrer quit⸗ 
tirt ſind, ausgehaͤndigt. Hierdurch iſt er Aktionaͤr, d. h. Theilnehmer an den 
Rechten und Pflichten der Geſellſchaft nach Maaßgabe dieſes Statuts geworden. 


7. Die ferneren Einzahlungen auf die Aktien werden von den jedesmaligen Einforderung 
Vertretern der Geſellſchaft, unter Anzeige der zum Empfange und zur Quittungs⸗ 9 
leiſtung Berechtigten, in Raten von fuͤnf bis zwanzig Prozent des Nominal⸗ 
Betrages mindeſtens vier Wochen vor dem jedesmal zu beſtimmenden ſpaͤteſten 
Zahlungstermine, entweder durch die Zeitungen ($. 67.) oder durch beſondere 
Aufforderungen an die Aktionaͤrs eingefordert. 


8. Die urſpruͤnglichen Aktionaͤrs ſind fuͤr den vollen Nominal⸗Betrag der Hauer der Ber⸗ 
auf ihren Namen ausgeſtellten Quittungsbogen verhaftet und koͤnnen ſich durch ea, 15 ö 
Uebertragung der letztern auf einen Andern von dieſer Verpflichtung nicht be⸗ Achionärs für 
freien. Der Geſelſchaft iſt es jedoch vorbehalten, in der Folge, wenn 40 Pro- nat” 
zent eingezahlt find, die Freilaſſung der urſprüͤnglichen Aktionärs von der fernern der Arien 
Verhaftung zu beſchließen (elr. $. 38. Nr. 6). Bis dieſer Beſchluß gefaßt iſt, 
werden alle Einzahlungen als für Rechnung des in dem Quittungsbogen ber 
nannten Aktionaͤrs geleiſtet angeſehen, und die Geſellſchaft iſt von etwanigen 
Ceſſionen deſſelben Kenntniß zu nehmen nicht verbunden. 


Go. 2019.) 9. Zahlt 
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Folgen aten 9. Zahlt ein Aktionaͤr einen eingeforderten Einſchuß nicht ſpaͤteſtens binnen 
Eingablung, vier Wochen nach Ablauf des letzten Zahlungstages (. 7.) fo verfällt er für 
Dauer der jeden Quittungsbogen, bei welchem der Verzug eintritt, in eine Konventional⸗ 
Bein, Strafe von 5 Thalern, welche die Geſellſchaft, außer der ruͤckſtaͤndigen Rate 

Prfinglitsen und den geſetzlichen Verzugszinſen, gerichtlich von ihm einzuziehen befugt ift. 
e Es ſteht ihr aber auch frei, den Aktionaͤr ohne prozeſſualiſches Verfah⸗ 
ren ſeines Rechts aus dem Quittungsbogen fuͤr verluſtig zu erklaͤren, letztern von 
ihm zuruͤckzufordern und nach erfolgter Ablieferung zu kaſſiren. Geht derſelbe 
binnen acht Tagen nach oͤffentlich erlaſſener Aufforderung (efr. $. 67.) nicht ein, 
fo wird er für sannullirt erklaͤrt und, daß dies geſchehen, unter Angabe der 
Nummer oͤffentlich bekannt gemacht. An der Stelle des kaſſirten oder annullir⸗ 
ten Quittungsbogens wird alsdann ein anderer, unter einer neuen Aktien⸗Num⸗ 
mer ausgefertigt und durch einen vereidigten Maͤkler für Rechnung des geſtriche⸗ 

nen Aktionaͤrs verkauft. 

Aus der Loͤſung wird die ruͤckſtaͤndige Rate nebſt Zinſen und die Kon⸗ 
ventionalſtrafe, ſo weit es moͤglich, berichtigt; der Aktionaͤr bleibt aber fuͤr den 
etwanigen Ausfall, ſo wie fuͤr die fernern Einzahlungen bis zu dem Zeitpunkte, 
wo die Verpflichtung der urſpruͤnglichen Aktionaͤrs aufhört (§. 8.), der Geſell⸗ 
ſchaft perſoͤnlich verhaftet. Dagegen verliert er jedes Anrecht auf den etwanigen 

AUuaberſchuß. 

e 10. Kann ein Actionaͤr bei Einzahlungen, wegen welcher er der urſpruͤng⸗ 
über Einzah lichen Verpflichtung noch nicht entlaffen iſt, den Quittungsbogen nicht vorlegen, fo 
Aigen empfaͤngt er uͤber die geleiſteten Zahlungen Interimsbeſcheinigungen, welche auf 
den Namen des Zahlenden ausgeſtellt und gegen deren Ruͤckgabe die Quittungen 

auf den ſpaͤter vorgelegten Bogen vermerkt werden. 
Salem du der 11. Nach erfolgter Entlaſſung der urſpruͤnglichen Aktionaͤrs aus der perſoͤn⸗ 
lichen Verbindlichkeit gegen die Geſellſchaft (J. S.) if nur der Vorzeiger eines, 
ſchlſſe Ein die früher berichtigten Einſchuͤſſe nachweiſenden, auf feinen Namen ausgeſtellten 
e oder ihm gehoͤrig cedirten Quittungsbogens als deſſen Eigenthuͤmer legitimirt. 
[prinalicen Die fernern Einſchuͤſſe auf einen ſolchen Bogen werden daher nur bei RR 

ltonäre. tion deſſelben angenommen. 

Wird ein ſolcher Einſchuß nicht ſpaͤteſtens bis zum letzten Zahlungötage 
(. 7.) geleiftet, fo verfallen die für den Quittungsbogen, bei welchem der Verzug 
eintritt, früher gemachten Einſchuͤſſe der Geſellſchaft, der Bogen ſelbſt und die 
fuͤr denſelben etwa ertheilten Interimsbeſcheinigungen werden fuͤr erloſchen erklaͤrt 
und die hierdurch wegfallende Aktiennummer wird oͤffentlich (F. 67.) bekannt 
gemacht. An der Stelle des annullirten Quittungsbogens wird ein anderer, 
welcher die naͤmlichen Rechte und Pflichten als der fruͤhere begruͤndet, unter einer 


neuen 
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neuen Aktiennummer ausgefertigt und zum Beſten der Geſellſchaft, gegen Ein⸗ 
zahlung der bereits ausgeſchriebenen Prozente, an einen neuen Aktionaͤr ausge⸗ 
geben. Erfolgt jedoch die Annullirung bei der erſten, nach ausgeſprochener Ent⸗ 
laſſung des urſpruͤnglichen Aktionaͤrs (F. 8.) eingeforderten Rate, ſo wird dem 
betreffenden Aktionaͤr, inſofern die frühern Einſchuͤſſe berichtigt find, der neu 
ausgefertigte Quittungsbogen gegen Entrichtung der ausgeſchriebenen Rate nebſt 
Verzugszinſen, noch binnen acht Wochen nach dem letzten Zahlungstage, auf 
ſein Verlangen verabfolgt. 

12. Nach erfolgter Einzahlung des ganzen Nominalbetrages eines Quit⸗ Ausfertigung 
tungsbogens wird dem darin benannten Aktionär oder demjenigen, welcher ſich durch chung der Ar, 
eine vollſtaͤndige Ceſſſon als deſſen rechtmaͤßigen Beſitzer ausweiſet, gegen Ruͤck⸗ fen. 
gabe deſſelben die mit der naͤmlichen Nummer verſehene Aktie ausgehaͤndigt. 


13. Die Richtigkeit der Ceffion eines Quittungsbogens zu prüfen, iſt die Falten ber 
Geſellſchaft zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet. Bulttunge- & 


e ogen. 

14. Ein nicht annuliirter Quittungsbogen, hinſichtlich deſſen der urſpruͤngliche Mortintarion 
Inhaber bereits aus der Verbindlichkeit entlaffen iſt (F. 8.), muß, wenn er als tune eg 
verloren angezeigt wird, Öffentlich aufgeboten und mortiſtzirt werden, bevor er und Aktien. 
durch einen andern erſetzt oder die Aktie fuͤr ihn ausgereicht wird. In gleicher 
Art muß eine verloren gegangene Aktie ſelbſt mortifizirt werden, bevor eine andere 
unter einer neuen Nummer dafuͤr ausgefertigt werden kann. i 

15. Die Einſchuͤſſe der Aktionaͤrs werden von den, auf den Quittungsbo⸗ Berzinſung der 
gen verzeichneten und ferner zu verzeichnenden Tagen der geleiſteten Einzahlungen Linſchüffe 
ab, bis zur völligen Berichtigung des ganzen Betrages der Aktien, mit vier 
Prozent jaͤhrlich verzinſet. 

16. Die Berichtigung dieſer Zinſen geſchieht durch Abrechnung auf die je Jahlungszelt 
desmaligen fernern Theilzahlungen. Die uͤber die letztern auf den Quittungsbogen der Zinfen. 
zu vermerkenden Beſcheinigungen enthalten daher zugleich den Beweis der erfolg⸗ 
ten Berichtigung der von den fruͤhern Einſchuͤſſen bis dahin aufgelaufenen Zinſen. 

17. Durch Ceſſion eines Quittungsbogens wird das Recht auf die Zins ea 
ſen der Einſchuͤſſe ohne Weiteres mit uͤbertragen. Jr der 

18. Vom Verfalltage der letzten Theilzahlung an werden für das als Dividenden 
dann voll eingezahlte Kapital vier Prozent Zinſen nur bis zu dem Zeitpunkte * Alen. 
gezahlt, an welchem die Benutzung der Bahn auf der ganzen Bahnlinie anfaͤngt. 

Von da ab treten die aus dieſer Benutzung entſtehenden Dividenden, d. h. die 
verhaͤltnißmaͤßigen Antheile an dem, nach Abzug aller Ausgaben, ſo wie des 
etwa zum Reſervefonds (efr. §. 55.) zu nehmenden Betrages, verbleibenden 
Gewinn der Geſellſchaft, an die Stelle der Zinſen. 92 

it 
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Mit jeder Aktie werden für eine angemeſſene Anzahl von Jahren Divi⸗ 

dendenſcheine ausgereicht, auf welche nach vorgaͤngiger oͤffentlicher Aufforderung 
(F. 67.) der jedesmalige Betrag der einjährigen Dividende bei der Geſellſchafts⸗ 
kaſſe erhoben werden kann. Nach Ablauf des letzten Jahres werden ſie durch 
neue erſetzt, deren Anzahl auf der Aktie vermerkt wird. 

Verfall der 19. Dividendenſcheine, welche innerhalb vier Jahren von dem darin 

Dividenden. bezeichneten Zahlungstage ab nicht erhoben worden, verfallen zum Vortheile der 
Geſellſchaft. Ein oͤffentliches Aufgebot und eine Mortifikation verlorner Divi⸗ 
dendenſcheine iſt nicht zuläffig- 

Theilnabme⸗ 20. Jeder Aktionaͤr hat nach Verhaͤltniß der Zahl ſeiner Aktien Antheil 

fonte er auß an dem geſammten Eigenthume, dem Gewinne und Verluſte der Geſellſchaft, 

en, von er haftet jedoch für Verbindlichkeiten derſelben nur mit dem Betrage feiner 
Aktien, niemals aber mit ſeinem uͤbrigen Vermoͤgen, auch nicht mit den von den 
Einſchuͤſſen und Aktien bereits erhobenen Zinſen und Dividenden. 

Verwendung 21. Verbleibt von dem Aktienkapitale nach Erreichung des in den $$. 2. 

ee und 3. ausgeſprochenen Zwecks ein Ueberſchuß, fo wird derselbe den Inhabern 


Be uaniene der Aktien verhaͤltnißmaͤßig zurückgezahlt. 


Vermehrung 22. Die Vermehrung des Aktienkapitals durch ene von Aktien uͤber 
en und das im F. 4. beſtimmte Maximum von 3,500,000 Thalern, desgleichen die Konz 
von Schulden. trahirung von Darlehen über dieſen Betrag hinaus, iſt nur in Folge eines nach 
$. 33. dieſes Statuts zu faſſenden Beſchluſſes der Aktionaͤrs zulaͤſſig. Jede 
Aktienvermehrung und Darlehnsaufnahme bedarf der ausdruͤcklichen Genehmis 
gung des Staats. 


f III. 
Verfaſſung der Geſellſchaft und Verwaltung ihrer Ange- 
legenheiten. 
Verfaſſung der 23. Das Intereſſe der Geſellſchaft wird wahrgenommen 
Algen. 1) von den Aktionaͤrs unmittelbar in den Generalverſammlungen, 


2) durch einen Verwaltungsrath, 

3) durch eine Direktion und 

4) durch beſondere Beamte. 

Der Verwaltungsrath wird von den Aktionaͤrs in einer Generalber⸗ 
ſammlung erwaͤhlt und waͤhlt ſeiner Seits die Direktion, welche mit Zufiehung 
des Verwaltungsraths die Beamten der Geſellſchaft ernennt. 


A. Generalverſammlungen. 
Generals Ver⸗ 24. Generalverſammlungen der Aktionaͤrs werden von dem Was ge 


Aang. der rathe einberufen und in Berlin gehalten. Regelmaͤßig finden fie alljaͤhrlich in dem 
drit⸗ 
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dritten oder vierten Monate des Jahres ſtatt, außerordentlich nur dann, wenn 
der Verwaltungsrath oder auch bloß deſſen Vorſitzender fie für nöthig hält. 


25. Die Einladung zu den Generaloerſammlungen dgeſchieht durch die Zei⸗ Art der Ein⸗ 
tungen ($. 67.) vier Wochen vor dem zu beſtimmenden Tage, und zwar zu den ben. at 
ordentlichen ohne Angabe der darin zu verhandelnden Geſchaͤfte, zu den außer: 
ordentlichen mit kurzer Andeutung derſelben. 


26. Der Beſchluß einer Generalverſammlung iſt erforderlich Nothwendig: 
1) zur Wahl der Mitglieder des Verwaltungsraths und deren Stellver⸗ſſaluſes einer 
treter, ; General: Ver⸗ 


ſammlung. 


2) zur Ausdehnung der Geſchaͤfte der Geſellſchaft über die in den F. 2. 
und 3. beſtimmten Grenzen, insbeſondere zur Anlegung von Zweig 
und Verbindungsbahnen, 

3) zur Vermehrung des Aktienkapitals und zur Kontrahirung von Dar⸗ 
lehnen über das im $. 4. beſtimmte Maximum von 31 Millionen Tha⸗ 
lern hinaus, 

4) zu Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen des Statuts, 

5) zur Aufhebung der Beſchluͤſſe früherer Generalberſammlungen, 

6) zur Aufloͤſung der Geſellſchaft. 

Zur Ausführung der Beſchluͤſſe über die zu Nro. 2., 3., 4. und 6. be 

nannten Gegenſtaͤnde iſt jederzeit die Genehmigung des Staats erforderlich. 


27. Die Stimmfaͤhigkeit der Aktionaͤrs wird durch den eigenthuͤmlichen Sinne 
Beſitz von wenigſtens zehn Aktien bedingt, fo daß jeder Aktiondr zu fo viel Stim- nase Arie 
men berechtigt ſein ſoll, als er Dekaden von Aktien beſitzt. Die nicht ſtimmbe⸗ 
rechtigten Aktionaͤrs koͤnnen dennoch der Generalverſammlung beiwohnen. 


28. Bis zur erfolgten Entlaſſung der urſpruͤnglichen Aktionaͤrs (J. 8.) find Legitimation 
nur dieſe in dem Aktienverzeichniſſe aufgeführten, in den ausgegebenen Quittungs⸗ rech eaten. 
Bogen benannten, urſpruͤnglichen Aktionaͤrs ſelbſt, oder deren Erben, der Gene⸗ 5 
ralverfammlung beizuwohnen und die nach jenem Verzeichniſſe und nach der Be⸗ 
ſtimmung des F. 27. ihnen zuſtehenden Stimmen abzugeben berechtigt, nach je⸗ 


: nem Zeitpunkte aber nur diejenigen, welche fpäteftens am letzten Tage vor der 


Verſammlung die auf ihren Namen lautenden oder ihnen gehoͤrig cedirten 
Quittungsbogen, oder die ſtatt derſelben bereits ausgefertigten Aktien, in dem 
Buͤreau der Geſellſchaft oder ſonſt auf eine der Direktion genuͤgende Weiſe 
niedergelegt und dadurch die Zahl der Stimmen, zu welcher fie berechügt find, 
nachgewieſen haben. Hieruͤber empfangen ſie eine Beſcheinigung, welche zugleich 
als Einlaßkarte in die Verſammlung dient. Dieſe in der letztern vorzulegenden 
Beſcheinigungen liefern den Nachweis der Zahl der in derſelben anweſend ge⸗ 
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weſenen Aktionaͤrs und der ihnen zugeſtandenen Stimmen. Am naͤchſten Tage 
nach dem Schluſſe der Generalverſammlung koͤnnen die deponirten Quittungs⸗ 
Bogen oder Aktien, gegen Nückgabe der darüber ertheilten Beſcheinigung, wieder 
in Empfang genommen werden. 


Sinnen 29. Stimmberechtigte Aktionaͤrs koͤnnen ſich nur durch andere, mit be⸗ 
ügten 110 glaubter Vollmacht verſehene Aktionaͤrs vertreten laſſen. Die Vollmachten 
mie müuͤſſen jedoch gleichzeitig mit den Aktien ſelbſt ($. 28.) im Bureau der Geſell⸗ 
ſchaft niedergelegt werden. 
Frauen ſind von dem perſoͤnlichen Erſcheinen ausgeſchloſſen. Nicht er⸗ 
ſcheinende Aktionaͤrs ſind den Beſchluͤſſen der Anweſenden unterworfen. 


Protokoll über 30. Der Vorſitzende des Verwaltungsraths oder deſſen Stellvertreter 
mungen i der führt den Vorſitz in der Verſammlung. Ueber die Verhandlungen in derſelben 
e wird ein Protokoll aufgenommen und von dem Vorſitzenden, den anweſenden 
Direktoren und von fuͤnf, nicht zu den Beamten der Geſellſchaft gehoͤrenden Ak— 
tionairs unterſchrieben. Das Protokoll, welchem ein von dem Vorſitzenden ans 
zufertigendes und von den anweſenden Direktoren zu beglaubigendes Verzeich— 
niß der erſchienenen Aktionaͤrs und deren Stimmen beizufuͤgen iſt, hat fuͤr die 
Mitglieder der Geſellſchaft ſowohl unter einander, als in Beziehung auf ihre 


. Vertreter, volle Beweiskraft. 


Verfahren in 31. In den regelmaͤßigen Generalverſammlungen erſtattet der Vor⸗ 

der General⸗ 

Verſammlung. ſitzende 

a 1) den Bericht uͤber die Geſchaͤfte des verfloſſenen Jahres, unter Vor⸗ 
legung des Direktorialberichts und des Rechnungsabſchluſſes, veranlaßt 
alsdann 

2) die erforderlichen Wahlen der Mitglieder des Dermltungerats und 
ihrer Stellvertreter und bringt demnaͤchſt 

3) diejenigen Gegenſtaͤnde zur Berathung, welche entweder einen Be⸗ 
ſchluß der Generalverſammlung erfordern oder nach der Meinung des 
Verwaltungsraths, oder auch bloß des Vorſitzenden, dazu geeignet 
ſind. Desgleichen haͤlt die Direktion durch eines ihrer Mitglieder den 

ihr noͤthig ſcheinenden Vortrag. 


Anträge en: 32. Beſondere Antraͤge einzelner Aktionaͤrs muͤſſen ſpaͤteſtens 14 Tage vor 
ki. der Generalverſammlung dem Vorfigenden des Verwaltungsraths ſchriftlich 
mitgetheilt werden, widrigenfalls dem letztern freiſteht, die Beſchlußnahme dar⸗ 

uͤber bis zur naͤchſten Generalverſammlung zu vertagen. 
In einem ſolchen Falle kann jedoch die Verſammlung beſchließen, ohne 
weitere e ene — a fruͤheſtens nach 1 Tagen — wieder zu⸗ 
5 ſammen 
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ſammen zu treten, um den Antrag zu berathen und zur Beſchlußnahme zu brin⸗ 
gen. Der Zutritt zu dieſer neuen Verſammlung iſt allen denjenigen Aktionaͤrs 
geſtattet, welche ſich zu der fruͤhern Generalverſammlung ſelbſt als ſtimmberech⸗ 
tigt legitimirt hatten (J. 28.) oder bis zum letzten Tage vor der neuen Ver⸗ 
ſammlung als ſolche ausweiſen. Auch der Verwaltungsrath und die Direktion 
werden ſich den Inhalt ihrer Vortraͤge wenigſtens u Tage vor der Gene 
ralberſammlung gegenſeitig mittheilen. 


33. Die Beſchluͤſſe werden in der Regel durch die abſolute Stimmenmehr⸗ 1 der 
heit der anweſenden Aktionaͤrs gefaßt; das bei der Abſtimmung zu beobachtende dur a folate 
Verfahren beſtimmt der Vorſitzende. Bei Stimmengleichheit giebt feine Stimme Stimmen. 
den Ausſchlag, jedoch mit Ausnahme der Wahlen der Mitglieder des Verwal- mehrheit. 
tungsraths und deren Stellvertreter, bei denen das Loos entſcheidet. Bei die⸗ 
ſen Wahlen muͤſſen die Direktionsmitglieder ſich ihrer Stimmen enthalten. 

Zur Beſchlußnahme über die im $. 26. sub Nr. 3 bis 6 erwaͤhnten Ge⸗ 
genftände iſt eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen der Anweſenden 
erforderlich, jedoch nur dann ausreichend, wenn bei der Abſtimmung drei Vier⸗ 
tel der Stimmen ſaͤmmtlicher Aktien vertreten geweſen find. Iſt dies nicht den 
Fall, ſo wird eine neue Generalverſammlung nach ſechs Wochen zuſammenberu⸗ 
fen, in welcher die Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen der Anweſenden 
uͤber den in Frage geſtellten Gegenſtand unbedingt entſcheidet. Waͤre jedoch 
auch hierdurch nicht zu einem beſtimmten Beſchluſſe zu gelangen, ſo muß nach 
einer abermaligen Friſt von ſechs Wochen eine dritte Generalverſammlung zu⸗ 
ſammenberufen werden, in welcher über den betreffenden Gegenſtand durch abs 
ſolute Stimmenmehrheit definitiv entſchieden wird. 


B. Der Verwaltungsrath. 


34. Der Verwaltungsrath beſteht, außer dem $. 42. zu erwaͤhnenden Mitglieder des 
Vorſitzenden, aus ſechs in Berlin wohnenden Aktionaͤrs als Mitgliedern. Von Raths und hen 
dieſen muß jeder wenigſtens 25 Aktien eigenthuͤmlich befigen und für die Dauer ner ü 
ſeines Amts bei der Geſellſchaftskaſſe niederlegen. Ihnen werden ſechs Stell⸗ 
vertreter zu dem Zwecke beigeordnet, um ein durch Abweſenheit, Krankheit oder 
ſonſt verhindertes Mitglied zu vertreten. Jedem Mitgliede ſteht es frei, die 
von ihm zu deponirenden Aktien außer Cours zu ſetzen. 

35. Alljaͤhrlich ſcheiden zwei Mitglieder und zwei Stellvertreter aus, Ausſcheiden 
nachdem in der zunaͤchſt vorhergehenden Generalverſammlung andere an ihrer Sale 
Stelle gewählt worden. In den erſten drei Jahren erfolgt das Ausſcheiden 
nach dem Looſe, ſpaͤter nach einer dreijaͤhrigen Amtsfuͤhrung. Die Ausſcheiden⸗ 
den koͤnnen ſofort wieder gewaͤhlt werden. 
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Hinderniffeder 36. 1) Direktoren und Beamte der Geſellſchaft, fo wie Perſonen, welche 
eee mit ihr in Kontraktsverhaͤltniſſen ſtehen, und 
2) diejenigen, welche in Konkurs verſunken ſind oder ihre Zahlungen 
eingeſtellt und fh nicht vollftändig mit ihren Glaͤubigern regulirt 
haben, f f 
koͤnnen zu Mitgliedern des Verwaltungsraths oder zu Stellvertretern nicht ge⸗ 
waͤhlt werden und muͤſſen, wenn ein ſolches Hinderniß waͤhrend ihrer Geſchaͤfts⸗ 
fuͤhrung bei ihnen eintritt, ausſcheiden. 

f Der Theilnehmer einer Handlung kann nicht Mitglied oder Stellvertre— 
ter ſein, wenn ein anderer Theilnehmer der naͤmlichen Handlung gleichzeitig eine 
ſolche Funktion hat oder Direktionsmitglied iſt. 

Kündiguuge, 37. Jedes Mitglied kann ſein Amt nach einer vier Wochen vorher ein⸗ 
Mitglieder. zureichenden ſchriftlichen Anzeige niederlegen. 
Bei einzelnen Vakanzen, welche im Laufe des Jahres durch Abſterben, 
Niederlegen oder ſonſtiges Ausſcheiden eines Mitgliedes eintreten, erfolgt der 
Erſatz der Ausſcheidenden aus den Stellvertretern nach der Reihenfolge, welche 
durch die Zahl der Stimmen, mit der ſie gewaͤhlt ſind, beſtimmt wird. 
Die auf dieſe Weiſe Eingetretenen nehmen ihre Stellen fo lange ein, 
als diejenigen, fuͤr welche ſie eingetreten ſind, dieſelben behalten haben wuͤrden. 
Ein im Laufe des Jahres ausſcheidender Stellvertreter wird durch Wahl in 
der naͤchſten Generalverſammlung erſetzt. 
i Reste um, 38. Der Verwaltungsrath iſt der Vertreter der innern Rechte der Ge⸗ 
Berwaltungs⸗ ſellſchaft und faßt Namens derſelben verbindende Beſchluͤſſe in allen Angelegen⸗ 
Raths. heiten, welche nicht nach F. 26. der Generalverſammlung aus druͤcklich vorbehal⸗ 
ten oder der Direktion ſelbſtſtaͤndig uͤberlaſſen find. 


Insbeſondere hat er 


1) die Mitglieder der Direktion und deren Stellvertreter zu waͤhlen und 
ihre Remuneration zu beſtimmen; 5 

2) die Direktion in ihrer Geſchaͤftsfuͤhrung zu kontrolliren, die von derſelben 
zu entwerfenden Etats feſtzuſetzen, die Rechnungsabſchluͤſſe zu prüfen, die 
Rechnungen abzunehmen, zu moniren, anzuerkennen und daruͤber Decharge 
zu ertheilen; 97 

3) die zu zahlenden jahrlichen Dividenden zu beſtimmen und zur Kenntniß 
der Aktionaͤrs zu bringen (F. 67.); 

4) der Direktion über die von derſelben ihm vorgelegten Gegenſtaͤnde nicht 
allein fein Gutachten zu ertheilen, ſondern auch darüber Beſchluß zu faſ⸗ 
fen und zu entſcheiden; 


5) die 
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5) die regelmäßigen und — wenn es ihm noͤthig erſcheint — außerordent⸗ 
lichen General⸗Verſammlungen zu berufen 

6) zu beſchließen, daß die urſpruͤnglichen Aktionaͤrs nach Einzahlung von 
40 Prozent auf die Aktien aus der perſoͤnlichen Verbindlichkeit entlaſſen 
werden und 

7) die erforderlichen Fonds zur Beſorgung feiner Buͤreaugeſchaͤfte zu bewil⸗ 

9 ligen. Außerdem iſt feine Mitwirkung und reſp. Genehmigung erfor⸗ 

derlich: 

a) zur Anſtellung der Beamten der Geſellſchaft und zu den mit den- 
ſelben abzuſchließenden Vertraͤgen, 

b) zu der im $. 4. vorbehaltenen Erhöhung des Aktienkapitals, fo wie 
zu der ebendaſelbſt reſervirten Darlehnsaufnahme, 

c) zu weſentlichen Abweichungen von der genehmigten Bahnlinie oder 
von der angenommenen Konſtruktion der Bahn und der Trans⸗ 
portmittel, 

d) zur Anlegung eines zweiten Bahngeleiſes, zur Uebernahme des 
Transports auf andern Eiſenbahnen und zur Einraͤumung der Mit⸗ 
benutzung der eigenen Bahn, 

e) zur Feſtſetzung des Tarifs der Bahn⸗ und Trans portgelder, 

) zum Abſchluſſe von Vertraͤgen mit fiskaliſchen Stationen, und 

g) zur Bildung und Verwendung des Reſervefonds. 


39. Der Verwaltungsrath und ſein Vorſitzender koͤnnen jederzeit Aus⸗ Auffchtsteht 
kunft über einzelne Verwaltungsgegenſtaͤnde von der Direktion fordern und de; Plel!ben. 
ren Korreſpondenz, Buͤcher und Rechnungen durch, aus ſeiner Mitte zu ernen⸗ 
nende Kommiſſarien einſehen. 


40. Werden die gegen die Jahresrechnung von ihm gemachten Erinne- Berfabren bei 
rungen nach feiner Meinung durch die Erklaͤrungen der Direktion noch nicht er⸗ die Je 9 85 
ledigt, fo werden fie zur Entſcheidung der Generalverſammlung und, wenn ſich Rechnung. 
die Direktion oder das betheiligte Mitglied derſelben hierbei nicht beruhigt, zur 
ſchiedsrichterlichen Entſcheidung verwieſen. (J. 68.) 


41. Wenn ein Direftionsmitglied ausſcheidet, fo muß der Verwaltungs- Ergänzung ei⸗ 
rath ſofort zu einer neuen Wahl ſchreiten. Er iſt auch berechtigt, ein Direk- none 
tionsmitglied, welches nach F. 49. auszuſcheiden verpflichtet iſt, aus der Direktion des. 
zu entfernen und deſſen Stelle anderweitig zu erſetzen. 


42. Die Ernennung des Vorſitzenden und deſſen Stellvertreters bleibt, Ernennung 
bei dem uͤberwiegenden Intereſſe des Königlichen Seehandlungsinſtituts an dem pen und den 
Gedeihen der Geſellſchaft, dem jedesmaligen Chef dieſes Inſtituts vorbehalten, Stelvertres 
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ſo lange ſich das letztere noch im eigenthuͤmlichen Beſitze von wenigſtens 1000 
Stuͤck Aktien befindet. Bei einer etwanigen Verminderung ſeiner Aktien unter 
dieſe Zahl, wovon die Generaldirektion dieſes Inſtituts die Geſellſchaft ſofort un⸗ 

terrichten wuͤrde, waͤhlen die Mitglieder des Verwaltungsraths ſelbſt einen Vor⸗ 
ſitzenden aus ihrer Mitte, welcher alsdann nach $. 37. durch den naͤchſten Stell⸗ 
vertreter erſetzt wird. Ein ſolcher Vorſitzender iſt in Behinderungs⸗ oder Ab⸗ 
weſenheitsfaͤllen befugt, ſich ein anderes Mitglied des Verwaltungsraths zu ſub⸗ 
ſtituiren. 


Verſamalun⸗ 43. Der Verwaltungsrath verſammelt ſich regelmaͤßig alle vier Wochen 


gen des 


Walt mates und außerdem ſo oft, als der Vorſitzende es fuͤr noͤthig haͤlt, ihn zuſammen zu 
ER lm. berufen. Letzteres muß jedesmal geſchehen, wenn drei Mitglieder es verlangen 


ge; 


oder die Direktion darauf anträgt. 


b. außeror⸗ 44. Der Vorſitzende beſtimmt die regelmaͤßigen morgen der 


den 


liche. \ 
en Mitglieder oder ladet die letzteren zu außerordentlichen Sitzungen, unter kurzer 


Andeutung der zu berathenden Gegenſtaͤnde, ſchriftlich ein. Es ſteht ihm frei, 
in einzelnen Faͤllen auch die Direktion oder einzelne Mitglieder derſelben zu den 
Berathungen zuzuziehen. a 

Wird ein Mitglied zu erſcheinen verhindert, ſo iſt es dies dem Vor⸗ 
ſitzenden zeitig anzuzeigen verpflichtet und dieſer iſt ſtatt deſſelben einen der Stell⸗ 
vertreter einzuladen befugt. 


Verfahren bel 45. Alle an den Verwaltungsrath eingehenden Schreiben werden von 
Beschl. dem Vorſitzenden geöffnet. Er vertheilt dieſelben zum Vortrage in der naͤchſten 


Verſammlung, iſt aber auch in ſchleunigen Faͤllen einſtweilen ſelbſt das nach ſei⸗ 
ner Meinung Erforderliche anzuordnen berechtigt, in dieſem Falle aber binnen 
48 Stunden eine Verſammlung zu konvoziren verbunden. Bis zu dem etwa 
abaͤndernden Beſchluſſe der letzteren muß feine Verfuͤgung unbedingt befolgt 
werden. 
In den Verſammlungen ſelbſt leitet er die Berathungen und die etwa 
vorzunehmenden Wahlen. Zur Abfaffung eines Beſchluſſes wird die Anweſen⸗ 
heit von wenigſtens vier Mitgliedern oder Stellvertretern, mit Ausſchluß des 
Vorſitzenden, erfordert. 
Die Beſchlußnahme erfolgt durch Stimmenmehrheit der Anweſenden; 
bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet der Vorſitzende. 
Die ausgebliebenen Mitglieder müffen die ſolchergeſtalt abgefaßten Ber 
ſchluͤſſe anerkennen. Glaubt der Vorſitzende, den gefaßten Beſchluͤſſen nicht bei⸗ 
treten zu koͤnnen, ſo iſt er, auch gegen die Meinung der uͤbrigen Mitgleden, 
eine außerordentliche Generalverſammlung zu berufen ermächtigt. 
46. 


— 


46. Ueber die Verhandlungen wird ein Protokoll geführt und von Protokoll. 
ſaͤmmtlichen Anweſenden unterſchrieben. 

Die Aufnahme von Wohlerpandlungen geſchieht durch eine Gerichts⸗ 
Perſon oder einen Notarius. 

Fuͤr die Aufbewahrung derſelben und er ſonſtigen Schriften des Ver⸗ 
waltungsraths hat der Vorſitzende zu ſorgen. 


47. Die Mitglieder des Verwaltungsraths und deren Stellvertreter er⸗ Imentgetlie 
halten Feine Remuneration, haben jedoch für den Vorſitzenden eine angemeffene a rung 0 der Ste 
Entſchaͤdigung fuͤr ſeine Muͤhwaltung und die Koſten des von ihm zu unter⸗ b 


haltenden Buͤreaus feſtzuſetzen. 
C. Die Direktion. 


48. Die Direktion beſteht aus fünf in Berlin wohnenden Aktionaͤrs Mitglieder der 
und wird von dem Verwaltungsrathe gewählt, deſſen Mitglieder wählbar find dernen 
(F. 38.). Dieſer ernennt zugleich einen der Gewaͤhlten zum Vorſitzenden und vertreter. 
einen Zweiten zu deſſen Stellvertreter, und waͤhlt außerdem zur Vertretung der 


Mitglieder in Behinderungsfällen drei Stellvertreter. 
49. Die im F. 36. aufgeführten Hinderniſſe ſtehen auch bei einem Di⸗ unfähigkeit 


rektions⸗Mitgliede der Annahme und der Sortſeung der Geſchaͤftsfuͤhrung Honsmiatne 
entgegen. i 

50. Jedes Mitglied iſt beim Antritte feines Amts, für die Dauer deſſel⸗ Depoſſtion von 
ben, zehn Aktien der Geſellſchaft, welche außer Kours geſetzt werden a bei lehn Aktien. 


dem Verwaltungsrathe niederzulegen verpflichtet. 


51. Nach einer vier Wochen vorher dem e einzurei⸗ Befugniß zur 
chenden ſchriftlichen Anzeige iſt jedes Direktionsmitglied ſein Amt niederzulegen e 
berechtigt. 

52. Die zuerſt erwaͤhlten Mitglieder der Direktion bleiben bis zur Er⸗ Ausſcheiden 
Öffnung der ganzen Bahnlinie in Funktion. Iſt diefer Zeitpunkt eingetreten, fo Dietlinde 
ſcheidet regelmäßig nach abgehaltener ordentlicher Generalverſammlung ein Mit⸗ glieder. 
glied aus und wird durch neue Wahl erſetzt. Das Ausſcheiden erfolgt alsdann 
in den erſten vier Jahren — inſofern nicht im Laufe derſelben durch Tod oder 
nach $$. 49. und 51. ein Abgang eingetreten iſt — durch das Loos; in den 
folgenden Jahren nach jedesmaliger fünfjähriger = ar Aus⸗ 
geſchiedene iſt ſogleich wieder waͤhlbar. 


53. Die Direktion leitet die Angelegenheiten der Geſellſchaft im Allge⸗ Befugnifie and 
El mation 


meinen nach Maßgabe dieſes Statuts und der Beſchluͤſſe der Generalverfamms der Direktion, 


lung und des Verwaltungsraths. ö 
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Sie erhebt und verwaltet das Aktienkapital und die kuͤnftig eingehenden 
Bahn- und Transportgelder, fo wie alle ſonſtigen Einnahmen der Geſellſchaft; 
erwirbt die zur Erreichung des Geſellſchaftszwecks erforderlichen Grundſtuͤcke; 
bewirkt die vollſtaͤndige Erbauung der Bahn nach dem genehmigten und mit 
Zuſtimmung des Verwaltungsraths etwa abzuaͤndernden Bauplane, ſo wie dem⸗ 
naͤchſt deren Unterhaltung, desgleichen die Auffuͤhrung, Anſchaffung und Unter⸗ 
haltung der erforderlichen Gebaͤude, Materialien, Transportmittel und Utenſilien; 
organiſirt und leitet den Transportbetrieb; ſchließt alle zu den gedachten Zwecken 
erforderlichen Kauf⸗ und Verkauf, Tauſch⸗, Pacht- und Mieths⸗Engagements⸗, 
Anleihe⸗ und ſonſtigen Vertraͤge Namens der Geſellſchaft, und repraͤſentirt die 
letztere in allen Verhaͤltniſſen nach Außen auf das Vollſtaͤndigſte, mit allen Dez 
fugniſſen, welche die Geſetze (Allgemeines Landr. Thl. II. Tit. 8. $$. 501. 502.) 
einem unumſchraͤnkten Handlungsdisponenten beilegen, jedoch ohne perſoͤnliche 
Verbindlichkeit gegen dritte Perſonen. Insbeſondere iſt fie legitimirt, die Ges 
ſellſchaft bei allen gerichtlichen Verhandlungen zu vertreten, Eintragungen jeder 
Art in die Hypothekenbuͤcher und Loͤſchungen in denſelben zu bewilligen, Wie⸗ 
derveraͤußerungen vorzunehmen, Vergleiche zu ſchließen und ſchiedsrichterlicher 
Entſcheidung ſich zu unterwerfen. 


Zu allen dieſen Geſchaͤften bedarf fie gegen dritte Perſonen keiner wei⸗ 
tern Legitimation als eines auf den Grund der von der Gerichtsperſon oder 
dem Notarius, welcher nach $. 46. dabei zugezogen wird, beglaubigten Wahl⸗ 
verhandlungen des Verwaltungsraths, ausgefertigten gerichtlichen Atteſtes uͤber 
die Perſonen ihrer jedesmaligen Mitglieder. In dieſem Atteſte muͤſſen die 
Namen derjenigen Mitglieder des Verwaltungsraths, welche die Wahl voll⸗ 
zogen haben, ſpeziell genannt werden. Den Nachweis, daß ſie innerhalb der 
ihr ſtatutenmaͤßig zuſtehenden Befugniſſe handelt, iſt die Direktion gegen dritte 
Perſonen zu führen niemals verpflichtet. Dagegen müffen alle Vertraͤge, deren 
Betrag über 1000 Thaler hinausgeht, vor dem Abſchluſſe dem Vorſitzenden des 
Verwaltungsrathes zur Kenntnißnahme und Genehmigung vorgelegt werden. 
Die Direktion verbindet durch ihre Handlungen die Geſellſchaft gegen Dritte 
unbedingt, ohne daß es darauf ankommt, welche Beſchraͤnkungen ihr durch das 
Statut oder ſonſt geſtellt ſeyn moͤchten. Zu allen ſchriftlichen Verpflichtungen 
iſt die Unterſchrift dreier Mitglieder, mit welcher auch jede Aktie verſehen wer- 
den muß, erforderlich und ausreichend. 


54. In Beziehung auf die Geſellſchaft iſt die Direktion verpflichtet, 
das Intereſſe derſelben moͤglichſt und nach ihrer beſten Einſicht wahrzunehmen, 
und beſonders die Vorſchriften des Statuts, ſowie die Beſchluͤſſe der General⸗ 
Verſammlung und des Verwaltungs rathes zu befolgen und auszufuͤhren, die 


letz⸗ 
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letztern auch in den, in den $$. 26. 38. und 53. bezeichneten Faͤllen ſelbſt zu 
beantragen. Ihre Mitglieder ſind nur fuͤr grobe Verſehen verantwortlich. 


55. Zu den beſonderen Obliegenheiten der Direktion gehoͤrt die Ver⸗ ir 
pflichtung: e. 
IJ) eine vollſtaͤndige Buch- und Rechnungsfuͤhrung uͤber die Geſchaͤfte der 
Geſellſchaft einzurichten und zu beaufſichtigen, die Hauptkaſſe unter ihren 
ſpeziellen Mitverſchluß zu nehmen (elr $. 62.), die erforderlichen Beam⸗ 
ten nach Maaßgabe und innerhalb der Grenzen des von dem Verwal⸗ 
tungsrathe feſtgeſetzten Etats, mit demſelben gemeinſchaftlich anzuſtellen, 
zu beaufſichtigen und eintretenden Falls zu entlaffen, die erforderlichen 
Geſchaͤfts⸗Inſtruktionen zu entwerfen und auf deren Befolgung zu wa⸗ 
chen, die Etats, ſo wie den Tarif des Bahn- und Transportgeldes 
zu entwerfen, mit jedem Jahresſchluſſe eine Inventur des Geſellſchafts⸗ 
Vermoͤgens und den Abſchluß der Buͤcher zu veranlaſſen, die Bilanz 
anzufertigen, die Hoͤhe der Dividende und des zu dem Reſervefonds zu 
nehmenden Betrages vorzuſchlagen, die Rechnung abzulegen und zu juſti⸗ 
fiziren; 
2) alle drei Monate einen allgemeinen Bericht uͤber die Lage der Geſchaͤfte, 
nach den drei letzten Monaten im Jahre aber einen umfaſſenden, zur 
Mittheilung an die General» Verfammlung geeigneten Bericht uͤber die 
Verwaltung des abgelaufenen Jahres und deren Reſultate dem Ver⸗ 
waltungsrathe einzureichen. g 


56. Die Geſchaͤfte der Direktion, welche einer beſondern Berathung Regelmäßige 
bedürfen, werden kollegialiſch verhandelt. Zu dieſem Zwecke verſammeln ſich der min 
die Mitglieder regelmaͤßig woͤchentlich zu einer ein fuͤr allemal zu beſtimmenden 
Zeit. Wer durch Krankheit, Abweſenheit oder ſonſt verhindert wird, der Kon⸗ 
ferenz beizuwohnen, muß dies moͤchlichſt zeitig dem Vorſitzenden anzeigen, wel⸗ 
cher, wenn mehr als zwei Mitglieder ausbleiben und es auf eine Beſchlußnahme 
ankommt, einen oder mehrere Stellvertreter einladet. 


57. In den Konferenzen leitet der Vorſitzende oder deſſen la in 
die Berathung. Außer ihm muͤſſen wenigſtens noch ein Mitglied und ein Stell: en 
vertreter anweſend fein, um einen gültigen Beſchluß faſſen zu Finnen. Bei 
Meinungs⸗Verſchiedenheiten der Anweſenden entſcheidet die Mehrheit der Stim⸗ 
men und bei Stimmengleichheit der Vorſitzende. 


58. Der Vorſitzende vertheilt die Geſchaͤſte unter die einzelnen Mitglie- Geſchäftsbe⸗ 
der. Er erledigt die an die Direktion eingehenden Sachen, inſofern ſie nach rieb. 
feinem pflichtmaͤßigen Ermeſſen zweifellos find und keines kollegialiſchen Beſchluſſes 
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bedürfen, ohne Weiteres allein, erſtattet jedoch in der naͤchſten Konferenz darüber 

Bericht. In dringenden Faͤllen, deren Berathung nicht bis zur naͤchſten woͤchent⸗ 
lichen Verſammlung aufgeſchoben werden kann, beruft er die Mitglieder außer⸗ 
ordentlich zuſammen oder erfordert, wenn auch dies nicht ausführbar iſt, die 
ſchriftlichen Aeußerungen wenigſtens zweier Mitglieder. 


Unterſchrift. 59. Alle ſchriftlichen Ausfertigungen, mit alleiniger Ausnahme der Be⸗ 
richte und Schreiben an Behoͤrden, der Kontrakte, Beſtallungen und Kaſſen⸗ 
Dispoſitionen, welche ſtets in der im §. 53. vorgeſchriebenen Art unterzeichnet 
werden muͤſſen, vollzieht der Vorſitzende allein, oder in Behinderungsfaͤllen fein 

Subſtitut nebſt einem Mitgliede der Direktion. Hält er Beſchluͤſſe der Diref- 
tion nicht fuͤr zweckmaͤßig, ſo iſt er befugt, ſie auf ſeine Verantwortlichkeit zu 
ſuspendiren, er muß aber einen ſolchen Fall unverzuͤglich dem Verwaltungsrathe 
zur Entſcheidung vorlegen. 

. 60. Die Direktions⸗Mitglieder beziehen fuͤr ihren Zeitaufwand und ihre 

Mitglieder. Muͤhwaltung eine angemeſſene Verguͤrigung ($. 38. 1.). Dieſe wird für die 
Zeit bis zur Eröffnung der Fahrt auf der ganzen Bahn auf einen beſtimmten 
jaͤhrlichen Betrag, von da ab aber für den Vorſitzenden und deſſen Stellvertre⸗ 
ter zugleich auf eine Tantieme des reinen jaͤhrlichen Gewinnes feſtgeſetzt und für 
die uͤbrigen drei Mitglieder auf eine ſolche Tantieme beſchraͤnkt. 


D. Beamte der Geſellſchaft. 


Ernennung 61. Saͤmmtliche Beamte der Geſellſchaft, mit Einſchluß des Rechts⸗ 

der Beamten. Konſulenten, werden von dem Verwaltungsrathe gemeinſchaftlich mit dem Di⸗ 
rektorio in beſondern, vom Vorſitzenden des erſtern zuſammen zu berufenden 
Verſammlungen des Verwaltungsraths und des Direktoriums gewaͤhlt. Den 
Vorſitz bei dieſen gemiſchten Konferenzen fuͤhrt der Dirigent des r 
raths, deſſen Meinung bei Stimmengleichheit entſcheidet. 

Die Beſtimmung der Remuneration der Beamten und der ſonſt kon⸗ 
traktlich mit ihnen feſtzuſetzenden Bedingungen, fo wie die Inſtruktionen über 
den jedem von ihnen ſpeziell anzuweiſenden Geſchaͤftskreis, beduͤrfen der Beſtaͤ⸗ 
tigung des Verwaltungsraths. 


Kaffenvermale 62. Von den Beſtaͤnden und Einnahmen der Geſellſchaft wird eine 
8 Hauptkaſſe gebildet, welche gehörig verwahrt und mit drei verſchiedenen Schloͤſ⸗ 
ſern verſehen wird, zu denen ein von dem Vorſitzenden zu beſtimmendes Direk⸗ 
tions⸗Mitglied, ein Bevollmaͤchtigter und der Kaffirer jeder einen Schluͤſſel fuͤh⸗ 

ren. Die Nebenkaſſe zur Beſtreitung der laufenden Aus gaben wird von einem 
Bevollmaͤchtigten und dem Kaſſirer allein gefuͤhrt; dem Vorſitzenden der Direk⸗ 

tion 
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tion liegt ob, beide Kaſſen wenigſtens einmal in jedem Monate an einem ihm 
beliebigen Tage, mit Zuziehung eines bei der Kaſſenfuͤhrung nicht ee 
Direktions⸗Mitgliedes, zu revidiren. 

Dem Verwaltungsrathe ſteht es frei, außerordentliche Kaſſen⸗Reviſionen 
durch zwei ſeiner Mitglieder zu veranlaſſen, welche alsdann zu dieſem Zwecke 
mit dem Vorſitzenden der Direktion zuſammentreten muͤſſen, ſich aber, wenn der 
Letztere und fein Stellvertreter verhindert fein ſollten, dem Geſchaͤfte allein unters 
ziehen koͤnnen. 5 1 easeig 
63. Kein Beamter der Geſelſchaft kann über die Dauer der Geſell⸗ h 


ſchaft hinaus oder mit Zuſicherung einer lebenslaͤnglichen Penfion für den Fall ieee 


ſeiner Entlaſſung engagirt werden. | Ba 


naus. 
64. Einzelne Nemunerationen und Gratifikationen, welche für eine ein: Bewilligung 


zelne Perſon im Laufe des Jahres den Betrag von 200 Thalern Courant nicht e 
uͤberſteigen, kann die Direktion ſelbſtſtaͤndig und ohne ſpezielle Genehmigung des Artfesung von 
Verwaltungsrathes bewilligen, doch darf ſie die im Etat zu dergleichen Zwecken 

ausgefegte Summe nicht uͤberſchreiten. 


E. Rechtskonſulent der Geſellſchaft. 


65. Der Rechtskonſulent der Geſellſchaft iſt verpflichtet, den General- Wabl und Lei⸗ 
Verſammlungen der Aktionaͤrs, den Konferenzen der Direktion und, auf beſon⸗ Nechtskonfa⸗ 
dere Einladung, auch den Siena des Verwaltungsrathes beizuwohnen und lenten. 
die Geſellſchaft in allen ſie betreffenden Rechtsangelegenheiten, ſowohl in ſtreitigen 
Faͤllen, als bei Abſchließung von Kontrakten und Vertraͤgen, mit ſeinem rechts⸗ 
verſtaͤndigen Rathe zu unterſtuͤtzen. 

Seine Remuneration und die ſonſtigen Bedingungen werden durch das 


mit ihm zu treffende Abkommen beſtimmt. 


IV. 
Verhaͤltniß der Geſellſchaft zum Staate. 
66. Die Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft zum Staate werden durch den Pflichten der 
Inhalt der ihr zu ertheilenden Alerhoͤchſten Konzeſſion und durch die, in dem Baacchung auf 
Geſetze über Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 1838. enthaltenen all, die, Beim 


5 5 ; mungen des 
gemeinen geſetzlichen Beſtimmungen geregelt. f Staats. 


V. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
67. Alle an die Aktionärs in Angelegenheiten der Geſellſchaft von de- deffentliche 


ren legitimirten Vertretern ergehende Aufforderungen und Bekanntmachungen cangen an die 
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werden durch Einruͤckung in zwei Berliner und in zwei auswaͤrtige Zeitungen, 
deren Wahl der Direktion uͤberlaſſen bleibt, veroͤffentlicht und kein Aktionair 
kann ſich, wenn dies geſchehen iſt, mit dem Euwarde ſchuͤtzen, daß ihm ſolche 
nicht bekannt geworden ſind. 


e 68. Streitigkeiten in den Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſowohl zwi⸗ 

ſcheidung von ſchen den Aktionaͤrs unter einander, als mit den Vertretern und Beamten der 

Strettfälen. Geſellſchaft, follen jederzeit durch Schiedsrichter entſchieden werden, von denen 

f jeder Theil einen erwaͤhlt und welche bei Meinungsverſchiedenheit einen Ob⸗ 
mann ernennen. Gegen den ſchiedsrichterlichen Ausſpruch iſt kein ordentliches 
Rechtsmittel zulaͤſſig. Fuͤr das Verfahren der Schiedsrichter ſind die Beſtim⸗ 
mungen der Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. I. ar 2. $. 164. seq. maaß⸗ 
gebend. 

Verzoͤgert einer der ſtreitenden Theile auf die ihm durch einen Notarius 
oder gerichtlich inſinuirte Aufforderung des Gegners die Ernennung eines Schieds⸗ 
richters laͤnger als vier Wochen, ſo a er ſich gefallen laſſen, daß der andere 
beide Schiedsrichter ernennt. 


Koͤnnen ſich die Schiedsrichter nicht ber die Wahl des Obmanns ver⸗ 
einigen, ſo hat jeder einen ſolchen zu ernennen und entſcheidet zwiſchen beiden 
das Loos. Zoͤgert aber ein Schiedsrichter mit der Benennung des Obmanns 
laͤnger als vier Wochen auf die ihm gerichtlich oder durch einen Notar inſi⸗ 
nuirte Aufforderung dazu, ſo entſcheidet der Obmann des andern Theiles allein. 


Dieſe ſtatutenmaͤßige Beſtimmung vertritt die Stelle eines unter den Par⸗ 
teien abzuſchließenden Kompromiſſes. 


Aufſung ei bei 69. Die Aufloͤſung der Geſellſchaft kann nur in einer ausdruͤcklich zu 

Geſelſchaft. er dieſem „in der Einladung auszuſprechenden Zwecke zuſammenberufenen General⸗ 
Verſammlung der Aktionaͤrs, in der im F. 33. beſtimmten Art, beſchloſſen wer⸗ 
den. Iſt dies geſchehen, ſo wird das geſammte Eigenthum der Geſellſchaft in 
der gleichfalls von der Generalverſammlung zu beſchließenden Art veraͤußert und 
der Erlös, nach Berichtigung der Schulden, auf ſaͤmmtliche Aktien gleichmaͤßig 
vertheilt. 


Zur Ausmittelung etwaniger unbekannter Gläubiger der Geſellſchaft, und 
eventuell zu deren Praͤkluſion, fol — die Genehmigung des Staats vorausge⸗ 
ſetzt — das in der Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. I. Tit. 51. $. 160 seg. 
vorgeſchriebene Verfahren, mit der eben daſelbſt ausgeſprochenen Wirkung, 
eintreten. 


VI 


e 
Tranſitoriſche Beſtimmung. 

70. Bis zum Eingange der Allerhoͤchſten Genehmigung dieſes Statuts 
wird das Intereſſe der Geſellſchaft, wie bisher, von dem zu ihrer Errichtung 
ſich gebildeten Komits vertreten, welches für die Dauer feines Beſtehens alle 
diejenigen Befugniſſe auszuuͤben berechtigt iſt, die in dieſem Statute dem Ver⸗ 
waltungsrathe und der Direktion beigelegt ſind, ſo wie die bisher zur Bildung 
der Geſellſchaft und zur Ausfuͤhrung des Unternehmens von demſelben getroffe⸗ 
nen Maßregeln genehmigt und als die Geſellſchaft verpfichtend anerkannt wer⸗ 
den. Das Komits iſt jedoch nicht befugt, über die Dauer feiner Verwaltung 
hinaus, außer den zur Erbauung der Bahn und der ſonſtigen Anlagen kontrakts⸗ 
mäßig von ihm zu engagirenden Technikern, andere Beamte für die Geſellſchaft 
anzuſtellen. 

Sobald die Genehmigung des Statuts eingeht, iſt das Komité eine Ge⸗ 
neralverſammlung der Aktionaͤre einzuberufen verpflichtet. Es erſtattet in der 
ſelben über feine Geſchaͤftsfuͤhrung vollſtaͤndigen Bericht und legt feine bisheri⸗ 
gen Funktionen nieder. Die Verſammlung ſchreitet alsdann zur Wahl der 
Mitglieder des Verwaltungsrathes und deren Stellvertreter. Sobald demnaͤchſt 
die Ernennung des Vorſitzenden und deſſen Stellvertreters nach F. 42. erfolgt 
iſt, nimmt der Verwaltungsrath die von dem Komité abzulegende Rechnung ab 
und ertheilt demſelben, nach Erledigung etwaniger Erinnerungen, die Decharge. 

Die hierbei etwa entſtehenden Smeitigfäten werden nach F. 68. zur ſchieds⸗ 
richterlichen Entſcheidung gebracht. In ſo weit etwa die Mitglieder des bishe⸗ 
rigen Komité ſelbſt zu Mitgliedern des Verwaltungsrathes oder deren Stell⸗ 
vertreter gewählt werden, werden fie bei der Rechnungsabnahme durch nicht bes 
theiligte Stellvertreter erſetzt. 

Für die Geſchaͤftsfuͤhrung bis zur erſten Generalverſammlung und der zu 
organiſirenden ordentlichen Verwaltung erhalten die Mitglieder des Komits Feine 
Remuneration, ſondern es werden denſelben nur die nachzuweiſenden, in die 
Rechnung des Komité mit aufzunehmenden Auslagen erſtattet. 

Die Vermoͤgensbeſtaͤnde der Geſellſchaft uͤberliefert das Comité der von 
dem Verwaltungsrathe ſofort nach ſeiner Einſetzung zu erwaͤhlenden Direktion. 
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(No. 2020.) Die Uebereinkunft zwiſchen Preußen und Schaumburg-Lippe wegen der wechſel— 
ſeitigen Uebernahme der Ausgewieſenen. Vom 30. Mai 1839. 


Jude der Koͤniglich Preußiſchen Regierung einerſeits und der Fuͤrſſlich 
Schaumburg⸗Lippeſchen Regierung andererſeits, iſt nachſtehende Uebereinkunft 
wegen gegenſeitiger Uebernahme der Vagabunden und Ausgewieſenen verab⸗ 
redet und abgeſchloſſen worden. : 


$. 1. Es ſoll in Zukunft kein Vagabunde oder Verbrecher in das Ger 
biet des andern der beiden hohen kontrahirenden Theile ausgewieſen werden, 
wenn derſelbe nicht entweder ein Angehoͤriger desjenigen Staats iſt, welchem er 
zugewieſen wird, und in demſelben ſein Heimweſen zu ſuchen hat, oder doch 
durch das Gebiet deſſelben als ein Angehöriger eines in gerader Richtung rück 
waͤrts liegenden Staats, nothwendig ſeinen Weg nehmen muß. 


$. 2. Als Staatsangehörige, deren Uebernahme gegenſeitig nicht verſagt 
werden darf, ſind anzuſehen: 

a) alle diejenigen, deren Vater, oder, wenn ſie außer der Ehe erzeugt 
wurden, deren Mutter zur Zeit ihrer Geburt in der Eigenſchaft 
eines Unterthans mit dem Staate in Verbindung geſtanden hat, 

| oder, welche ausdruͤcklich zu Unterthanen aufgenommen worden 
N find, ohne nachher wieder aus dem Unterthansverbande entlaffen 
worden zu ſeyn, oder ein anderweitiges Heimathrecht erworben 
zu haben; en 
diejenigen, welche von heimathloſen Eltern zufällig innerhalb des 
Staatsgebiets geboren ſind, ſo lange ſie nicht in einem anderen 
Staate das Unterthanenrecht, nach deſſen Verfaſſung, erworben, 
oder ſich daſelbſt mit Anlegung einer Wirthſchaft verheirathet, 
oder darin, unter Zulaſſung der Obrigkeit, zehn Jahre lang ge⸗ 
wohnt haben; f 
diejenigen, welche zwar weder in dem Staatsgebiete geboren ſind, 
noch das Unterthanenrecht nach deſſen Verfaſſung erworben haben, 
hingegen nach Aufgebung ihrer vorherigen ſtaatsbuͤrgerlichen Ver⸗ 
haͤltniſſe, oder uͤberhaupt als heimathlos, dadurch in naͤhere Ver⸗ 
bindung mit dem Staate getreten ſind, daß ſie ſich daſelbſt unter 
Anlegung einer Wirthſchaft verheirathet haben, oder, daß ihnen 
waͤhrend eines Zeitraums von zehn Jahren ſtillſchweigend geſtat⸗ 
tet worden iſt, darin ihren Wohnſitz zu haben. 
$. 3. Wenn ein Landſtreicher ergriffen wird, welcher in dem einen Staate 


zufaͤllig geboren iſt, in einem andern aber das Unterthanenrecht aus druͤcklich er⸗ 
wor⸗ 


b 


— 


C 


— 
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worben, oder mit Anlegung der Wirthſchaft ſich verheirathet, oder durch zehn⸗ 
jaͤhrigen Aufenthalt ſich einheimiſch gemacht hat, ſo iſt der letztere Staat, vor⸗ 
zugsweiſe, ihn aufzunehmen verbunden. Trifft das ausdruͤcklich erworbene Un⸗ 
terthanenrecht in dem einen Staate, mit der Verheirathung oder zehnjaͤhrigen 
Wohnung in einem andern Staate zuſammen, ſo iſt das erſtere Verhaͤltniß 
entſcheidend. Iſt ein Heimathloſer in dem einen Staate in die Ehe getreten, 
in einem andern aber nach ſeiner Verheirathung waͤhrend des beſtimmten Zeit⸗ 
raums von zehn Jahren geduldet worden, fo muß er in dem letztern beibehal⸗ 
ten werden. x 


F. 4. Sind bei einem Vagabunden oder auszuweiſenden Verbrecher 
keine der in den vorſtehenden Paragraphen enthaltenen Beſtimmungen an wend⸗ 
bar, ſo muß derjenige Staat, in welchem er ſich befindet, ihn vorläufig beibehalten. 


$. 5. Verheirathete Perſonen weiblichen Geſchlechts ſind demjenigen 
Staate zuzuweiſen, welchem ihr Ehemann, vermoͤge eines der angefuͤhrten Ver⸗ 
haͤltniſſe, zugehoͤrt. 
a Wittwen ſind nach eben denſelben Grundſaͤtzen zu behandeln, es waͤre 

denn, daß waͤhrend ihres Wittwenſtandes eine Veraͤnderung eingetreten ſey, 

durch welche ſie, nach den Grundſaͤtzen der gegenwaͤrtigen Uebereinkunft, einem 
andern Staate zufallen. | 

Auch fol Witten, imgleichen den Geſchiedenen, oder von ihren Ehe⸗ 
maͤnnern verlaſſenen Eheweibern, die Ruͤckkehr in ihren auswaͤrtigen Geburts⸗ 
oder vorherigen Aufenthaltsort dann vorbehalten bleiben, wenn die Ehe inner⸗ 
halb der erſten fuͤnf Jahre nach deren Schließung wieder getrennt worden und 
kinderlos geblieben iſt. d 


F. 6. Befinden ſich unter einer heimathloſen Familie Kinder unter vier⸗ 
zehn Jahren, oder welche ſonſt wegen des Unterhalts, den ſie von den Eltern 
genießen, von denſelben nicht getrennt werden koͤnnen, ſo ſind ſolche, ohne Ruͤck⸗ 
ſicht auf ihren zufälligen Geburtsort, in denjenigen Staat zu verweiſen, welchem 
bei ehelichen Kindern der Vater, oder bei unehelichen die Mutter zugehoͤrt. 

Wenn aber die Mutter unehelicher Kinder nicht mehr am Leben iſt, und 
letztere bei ihrem Vater befindlich find, ſo werden ſie von dem Staate mit 

übernommen, welchem der Vater zugehoͤrt. 


i $. 7. Hat ein Staats angehoͤriger durch irgend eine Handlung ſich ſei⸗ 
nes Buͤrgerrechts verluſtig gemacht, ohne einem andern Staate zugehörig ges 
worden zu ſeyn, ſo kann der erſtere Staat der Beibehaltung oder Wieder⸗ 
annahme deſſelben ſich nicht entziehen. 0 
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$. 8. Handlungsdiener, Handwerksgeſellen und Dienſtboten, fo wie 
Schaͤfer und Dorfhirten, welche, ohne eine ſelbſtſtaͤndige Wirthſchaft zu haben, 
im Dienſte ſtehen, imgleichen Zoͤglinge und Studirende, welche der Erziehung 
oder des Unterrichts wegen irgendwo verweilen, erwerben durch dieſen Aufent⸗ 
halt, wenn derſelbe auch laͤnger als zehn Jahre dauern ſollte, kein Wohnſitzrecht. 

Zeitpaͤchter find den hier oben benannten Individuen nur dann gleich zu 
achten, wenn ſie nicht fuͤr ihre Perſon oder mit ihrem Hausſtande und Ver⸗ 
moͤgen ſich an den Ort der Pachtung hinbegeben haben. 


$. 9. Denjenigen, welche als Landſtreicher oder aus irgend einem ans 
dern Grunde ausgewieſen werden, hingegen in dem benachbarten Staate, 
nach den in der gegenwaͤrtigen Uebereinkunft feſtgeſtellten Grundſaͤtzen, kein 
Heimweſen anzuſprechen haben, iſt letzterer den Eintritt in ſein Gebiet zu geſtat⸗ 
ten, nicht ſchuldig; es wuͤrde denn urkundlich zur völligen Ueberzeugung darge⸗ 
than werden koͤnnen, daß das zu uͤbernehmende Individuum einem in gerader 
Richtung ruͤckwaͤrts liegenden Staate zugehoͤre, welchem daſſelbe nicht wohl an⸗ 
ders als durch das Gebiet des erſteren zugefuͤhrt werden kann. 


$. 10. Saͤmmtlichen betreffenden Behörden wird es zur ſtrengen Pflicht 
gemacht, die Abſendung der Vagabunden in das Gebiet des andern der hohen 
kontrahirenden Theile nicht bloß auf die eigene unzuverlaͤſſige Angabe derſelben 
zu veranlaſſen, ſondern, wenn das Verhaͤltniß, wodurch der andere Staat zur 
Uebernahme eines Vagabunden konventionsmaͤßig verpflichtet wird, nicht aus 
einem unverdaͤchtigen Paſſe, oder aus andern völlig glaubhaften Urkunden herz 
vorgeht, oder, wenn die Angabe des Vagabunden nicht durch beſondere Gruͤnde 
und die Verhaͤltniſſe des vorliegenden Falles unzweifelhaft gemacht wird, zuvor 
die Wahrheit forgfältig zu ermitteln, und nöthigenfalls bei der, vermeintlich zur 
Aufnahme des Vagabunden verpflichteten Behörde Erkundigung einzuziehen. 


F. 11. Sollte der Fall eintreten, daß ein von dem einen der hohen Fons 
trahirenden Theile dem andern Theile zum weitern Transporte in einen aus⸗ 
waͤrts liegenden Staat, zufolge der Beſtimmung des . 9. zugeführter Vaga⸗ 
bunde von dem letzteren nicht angenommen wuͤrde, ſo kann derſelbe wieder in 
denjenigen Staat, welcher ihn ausgewieſen hatte, zur vorläufigen Beibehaltung 
zuruͤckgebracht werden. 


$. 12. Es bleibt den beiderſeitigen Provinzial⸗Regierungsbehoͤrden über 
laſſen, unter einander die naͤheren Verabredungen wegen der zu beſtimmenden 
Richtung der Transporte, ſo wie wegen der Uebernahmsorte zu treffen. 


i 13. Die Ueberweiſung der Vagabunden geſchieht in der Regel vers 
mittelſt Transports und Abgabe derſelben an die Polizeibehoͤrde desjenigen Or⸗ 
Se teg, 
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tes, wo der Transport als von Seiten des ausweiſenden Staats beendigt an⸗ 
zufehen iſt. Mit den Vagabunden werden zugleich die Beweisſtuͤcke, worauf 
der Transport konventionsmaͤßig gegruͤndet wird, uͤbergeben. In ſolchen Faͤl⸗ 
len, wo keine Gefahr zu beſorgen iſt, koͤnnen einzelne Vagabunden auch mittelſt 
eines Laufpaſſes, in welchem ihnen die zu befolgende Route genau vorgeſchrieben 
iſt, in ihr Vaterland gewieſen werden. 


Es ſollen auch nie mehr als drei Perſonen zugleich auf den Transport 
gegeben werden, es waͤre denn, daß ſie zu einer und derſelben Familie gehoͤren, 
und in dieſer Hinſicht nicht wohl getrennt werden koͤnnen. 


Groͤßere, ſogenannte Vagantenſchube ſollen künftig nicht Statt finden. 


$. 14. Da die Ausweifung der Vagabunden nicht auf Requiſition des 
zur Annahme verpflichteten Staats geſchieht, und dadurch zunaͤchſt nur der eigene 
Vortheil des ausweiſenden Staats bezweckt wird, ſo koͤnnen fuͤr den Transport 
und die Verpflegung der Vagabunden keine Anforderungen an den uͤbernehmen⸗ 
den Staat gemacht werden. 

Wird ein Auszuweiſender, welcher einem ruͤckwaͤrts liegenden Staate 
zugeführt werden ſoll, von dieſem nicht angenommen, und deshalb nach F. 11. 
in denjenigen Staat, welcher ihn ausgewieſen hatte, zuruͤckgebracht, fo muß letz⸗ 
terer auch die Koſten des Transports und der Verpflegung erſtatten, welche bei 
der Zuruͤckfuͤhrung aufgelaufen find. i 


Die Eingangs gedachten Regierungen ſind ferner zur Beſeitigung aller 
Zweifel und Mißverſtaͤndniſſe, welche ſich uͤber die Auslegung der Beſtimmun⸗ 
gen $. 2. a. und c. der vorſtehenden Konvention wegen wechſelſeitiger Ueber⸗ 
nahme der Ausgewieſenen, namentlich i f 

a) in Beziehung auf die Beantwortung der Frage: ob und in wie 
weit die in der Staatsangehoͤrigkeit ſelbſtſtaͤndiger Individuen 
eingetretenen Veraͤnderungen auf die Staatsangehoͤrigkeit der uns 

felbſtſtaͤndigen, d. h. aus der elterlichen Gewalt noch nicht entlaf- 
ſenen Kinder derſelben, von Einfluß ſeyen? f 
| ſowie i 

b) über die Beſchaffenheit des, $. 2. e. der Konvention erwähnten 
zehnjaͤhrigen Aufenthalts und den Begriff der Wirthſchaftsfuͤhrung 

ergeben koͤnnten, ohne hierdurch an dem, in der vorſtehenden Konvention 
ausgeſprochenen Prinzipe etwas aͤndern zu wollen, daß die Unterthanen⸗ 
ſchaft eines Individuums jedesmal nach der eignen innern Geſetzgebung 
des betreffenden Staates zu beurtheilen ſey, dahin uͤbereingekommen, hinkuͤnftig 
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und bis auf Weiteres, nachſtehende Grundfäge gegenfeitig zur Anwendung ge⸗ 
langen zu laſſen und zwar, 


u a. 


3 8 
1) daß unſelbſtſtaͤndige, d. h. aus der elterlichen Gewalt noch nicht 


entlaſſene Kinder, ſchon durch die Handlungen ihrer Eltern an 
und für ſich und ohne daß es einer eignen Thaͤtigkeit oder eines 


beſonders begründeten Rechts der Kinder bedürfte, derjenigen 


2 


— 


Staatsangehoͤrigkeit theilhaftig werden, welche die Eltern waͤhrend 
der Unſelbſtſtaͤndigkeit ihrer Kinder erwerben, 


ingleichen 

daß dagegen einen ſolchen Einfluß auf die Staatsangehoͤrigkeit 
unſelbſtſtaͤndiger ehelicher Kinder, diejenigen Veraͤnderungen 
nicht aͤußern koͤnnen, welche ſich nach dem Tode des Vaters der⸗ 
ſelben in der Staatsangehoͤrigkeit ihrer ehelichen Mutter ereignen, 
indem vielmehr über die Staatsangehoͤrigkeit ehelicher unſelbſtſtaͤn⸗ 
diger Kinder lediglich die Kondition ihres Vaters entſcheidet, und 
Veränderungen in deren Staatsangehoͤrigkeit nur mit Zuſtimmung 
ihrer vormundſchaftlichen Behörde eintreten koͤnnen. a 


Naͤchſtdem ſoll 
zu b. 


die Verbindlichkeit eines der kontrahirenden Staaten zur Uebernahme 
eines Individuums, welches der andere Staat, weil es ihm aus irgend 
einem Grunde laͤſtig geworden, auszuweiſen beabſichtigt, in den Faͤllen 
des §. 2. c. der Konvention eintreten: 


1) wenn der Auszuweiſende ſich in dem Staate, in welchem er aus⸗ 


2 


— 


gewieſen werden ſoll, verheirathet, und außerdem zugleich eine 
eigne Wirthſchaft geführt hat, wobei zur näheren Beſtimmung 
des Begriffs von Wirthſchaft anzunehmen iſt, daß ſolche auch 
dann ſchon eintrete, wenn ſelbſt nur einer der Eheleute ſich auf 
eine andere Art, als im herrſchaftlichen Geſindedienſte Bekoͤſtigung 
verſchafft hat; 

oder 


wenn Jemand ſich zwar nicht in dem Staate, der ihn uͤberneh⸗ 
men ſoll, verheirathet, jedoch darin ſich zehn Jahre hindurch ohne 
Unterbrechung aufgehalten hat, wobei es dann auf Konſtituirung 
eines Domizils, Verheirathung und ſonſtige Rechtsverhaͤltniſſe 
nicht weiter ankommen ſoll. 

End⸗ 
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Endlich find die genannten Regierungen zugleich annoch dahin uͤberein⸗ 
gekommen: ö a 8 


Koͤnnen die reſp. Behoͤrden uͤber die Verpflichtung des Staats, 
dem die Uebernahme angeſonnen wird, der in der Konvention und vor⸗ 
ſtehend aufgeftellten Kennzeichen der Verpflichtung ungeachtet, bei der 
darüber ſtattfindenden Korreſpondenz ſich nicht vereinigen, und iſt die dies⸗ 
faͤlige Differenz derſelben auch im diplomatiſchen Wege nicht zu beſeiti⸗ 
gen geweſen, ſo wollen beide kontrahirende Theile den Streitfall zur 
kompromiſſariſchen Entſcheidung eines ſolchen dritten Deutſchen Bundes⸗ 
Staates ſtellen, welcher ſich mit beiden kontrahirenden Theilen wegen 
gegenſeitiger Uebernahme der Ausgewieſenen in denſelben Vertrags⸗Ver⸗ 
hältniffen befindet. 

Die Wahl der zur Uebernahme des Kompromiſſes zu erſuchenden 
Bundes⸗Regierung bleibt demjenigen der kontrahirenden Theile uͤberlaſſen, 
der zur Uebernahme des Ausgewieſenen verpflichtet werden ſoll. 

An dieſe dritte Regierung hat jede der betheiligten Regierungen 
jedesmal nur eine Darlegung der Sachlage, wovon der andern Regie⸗ 
rung eine Abſchrift nachrichtlich mitzutheilen iſt, in kuͤrzeſter Friſt ein⸗ 
zuſenden. 

Bis die ſchiedsrichterliche Entſcheidung erfolgt, gegen deren In⸗ 
halt von keinem Theile eine weitere Einwendung zulaͤſſig iſt, hat der⸗ 
jenige Staat, in deſſen Gebiet das auszuweiſende Individuum beim Ent⸗ 
ſtehen der Differenz ſich befunden, die Verpflichtung, daſſelbe in ſeinem 
Gebiete zu behalten. 

Berlin, den 30. Mai 1839. 


„ 


Koͤniglich Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


(No. 2020.) Vor⸗ 


— 204 — 


Vorstehende Erklaͤrung wird, nachdem ſie gegen eine uͤbereinſtimmende Er⸗ 
klaͤrung der Fuͤrſtlich Schaumburg⸗Lippeſchen Regierung vom 3. d. M. ausge⸗ 
wechſelt worden iſt, hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 30. Mai 1839. 


Der Minifter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


